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VDV-Stellungnahme zur bevorstehenden Überarbeitung der Leitlinien zur VO 1370 

 

Der VDV begrüßt, dass die Auslegungsleitlinien zur Verordnung (EG) Nr. 130/2007 (2014/C 92/01) 

aktualisiert und insbesondere an die Verordnung (EU) 2016/2338 angepasst werden.  

Aus Anlass der bevorstehenden Überarbeitung der Leitlinien weist der VDV auf folgende Aspekte hin:  

Art. 1 Anwendungsbereich – On-demand-Verkehr  

Die Verordnung gilt für den Personenverkehr auf der Schiene und „auf der Straße“. Öffentlicher 
Personenverkehr wird in Art. 2 Buchstabe a) VO 1370/2007 definiert als „Beförderungsleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, die für die Allgemeinheit diskriminierungsfrei und fortlaufend 
erbracht werden.“ 

Die Leitlinien sollten aus Sicht des VDV klarstellen, dass damit nicht ausschließlich Verkehr nach festem 

Fahrplan und auf festem Linienweg gemeint ist.  

Es sollten auch bestimmte Verkehrsleistungen einbezogen sein, die auf Anfrage – „on demand“ – 
durchgeführt werden. Die Verordnung sieht vor, dass die Verkehrsleistungen erstens von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse sein müssen, zweitens für die Allgemeinheit, drittens diskriminierungsfrei 
und viertens fortlaufend erbracht werden müssen.  

Diese Voraussetzungen können auch bei einem Verkehrsdienst gegeben sein, der on demand verkehrt. Als 
Beispiel möchten wir auf die neue nationale Regelung in Deutschland hinweisen. § 44 des deutschen 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG http://www.gesetze-im-internet.de/pbefg/ 44.html) ist 
nachfolgend wiedergegeben:  

§ 44 Linienbedarfsverkehr 

Als Linienverkehr gemäß § 42, der öffentlicher Personennahverkehr gemäß § 8 Absatz 1 ist, gilt 
auch der Verkehr, der der Beförderung von Fahrgästen auf vorherige Bestellung ohne festen 
Linienweg zwischen bestimmten Einstiegs- und Ausstiegspunkten innerhalb eines festgelegten 
Gebietes und festgelegter Bedienzeiten dient (Linienbedarfsverkehr). Es kommen ausschließlich 

Beförderungsentgelte und -bedingungen im Rahmen der Vorgaben des Aufgabenträgers im 
Nahverkehrsplan, im öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder der Vorabbekanntmachung zur 
Anwendung. Für Beförderungen im Linienbedarfsverkehr können Zuschläge nur nach Maßgabe 
von Satz 2 erhoben werden. 

Diese Verkehrsleistungen unterliegen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen (Betriebspflicht, 
Beförderungspflicht, Tarifpflicht). Innerhalb des festgelegten Bediengebietes und Bedienzeitraums werden 
die Fahrgäste zu festen Preisen befördert. Sie ersetzen bzw. ergänzen damit den klassischen 
Linienverkehr.  
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Abzugrenzen ist dieser Verkehr vom Gelegenheitsverkehr, der außerhalb der Verordnung 1370 erbracht 
wird. Wenn keine Betriebs- und Beförderungspflicht besteht und Fahrpreise nach Belieben festgesetzt 

werden, sind die Voraussetzungen des Art. 2 Buchstabe a) nicht erfüllt.  

Der VDV würde eine Klarstellung begrüßen, dass auch On-demand-Verkehre unter den entsprechenden 
Voraussetzungen unter die Verordnung 1370/2007 fallen. Falls dies von der Kommission als zu 
weitgehend angesehen wird, wäre eine Klarstellung zu begrüßen, dass solche Verkehre zumindest auch 
Teil eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags sein können.  

 

Art. 2a Spezifikation der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen  

Mit Art. 2a VO 1370/2007 sind einige Klarstellungen in die Verordnung aufgenommen worden, die den 

Handlungsrahmen und –auftrag an die zuständigen Behörden verdeutlichen. Art. 2a Abs. 2 Buchst. b) VO 
1370/2007 legt fest, dass mit den Spezifikationen und Ausgleichsleistungen die finanzielle Nachhaltigkeit 
der Erbringung öffentlicher Personenverkehrsdienste langfristig gesichert werden soll.  

Aus Sicht des VDV sollte in den Leitlinien klargestellt werden, dass aus dieser Regelung kein 
Rechtsanspruch der Betreiber auf Ausgleichsleistungen gegen die Behörden folgt. Ein Rechtsanspruch 

kann selbstverständlich aus einem öffentlichen Dienstleistungsauftrag folgen, dies ist auch in den meisten 
Fällen so. Aber weder Art. 2a noch Art. 2 Buchstabe i) VO 1370/2007 legen fest, dass ein Rechtsanspruch 
enthalten sein muss. Das Ob und Wie sowie auch der Umfang eines möglichen Rechtsanspruchs bleiben 
richtigerweise dem jeweiligen Umsetzungsrechtsakt (öDA) vorbehalten.  

 

Art. 2a Strategiepapiere  

Art. 2a führt neu „Strategiepapiere für den öffentlichen Verkehr“ als Instrument ein. Inhalt und Format der 
Papiere werden nach Maßgabe der nationalen Rechtsvorschriften festgelegt. Der VDV geht davon aus, dass 
die Nahverkehrspläne in Deutschland (vgl. § 8 Abs. 3 Personenbeförderungsgesetz in Verbindung mit dem 

jeweiligen Landesgesetz, z. B. § 8 ÖPNVG NRW) solche Strategiepapiere sind.  

 

Art. 5 Abs. 2 Buchstabe e) – Unterauftragsvergabe durch internen Betreiber  

Nach Art. 5 Abs. 2 Buchstabe e) VO 1370/2007 ist der interne Betreiber verpflichtet, „den überwiegenden 
Teil“ des öffentlichen Personenverkehrsdienstes selbst zu erbringen. Die bisherigen Leitlinien stellen dazu 
in 2.2.9. fest: „Unbeschadet einer Einzelfallbewertung kann sinnvollerweise davon ausgegangen werden, 
dass es für die Untervergabe von mehr als einem Drittel der öffentlichen Verkehrsdienste guter Gründe 
bedarf, insbesondere hinsichtlich der erläuterten Ziele von Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe e.“ Durch diese 
Formulierung wird in den Leitlinien der Eindruck erweckt, als wäre für die Unterauftragsvergabe von 

mehr als 33 % eine besondere Rechtfertigung erforderlich. Nach Einschätzung des VDV setzt die 
Verordnung die Grenze von 49,9 %. Dies sollte durch die Leitlinien nicht eingeengt werden. Die 
Unterauftragsvergabe ist ein sehr gutes Mittel, um auch kleineren Unternehmen, die bei der 
Ausschreibung ganzer Stadtnetze gar nicht teilnehmen können, eine Chance zu bieten, im Wettbewerb 
aktiv zu werden.  

Zur Bezugsgröße heißt es in den Leitlinien gegenwärtig: „Typischerweise werden diese Verkehrsdienste 
nach ihrem Wert bemessen.“ Diese Formulierung hat sich in der Praxis bewährt und sollte daher 
beibehalten werden.  
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Überkompensationskontrolle und Trennungsrechnung  

Die Leitlinien führen unter 2.4.2, 2.4.4 und 2.4.7 aus, dass in Fällen, in denen ein Betreiber mehrere 
öffentliche Dienstleistungsaufträge hat, Trennungsrechnung und Überkompensationskontrolle für jeden 
öffentlichen Dienstleistungsauftrag getrennt erfolgen muss. Es gibt allerdings Fälle, in denen ein 
Unternehmen zwei öffentliche Dienstleistungsaufträge mit einer zuständigen Behörde hat oder ein 
öffentlicher Dienstleistungsauftrag der einen zuständigen Behörde und die allgemeine Vorschrift einer 
anderen zuständigen Behörde sich auf die gleichen öffentlichen Personenverkehrsdienste richten. 

Gleiches gilt für öffentliche Dienstleistungsaufträge mehrerer zuständiger Behörden, die sich auf einen 
übergreifenden oder unmittelbar aufeinander bezogene öffentliche Personenverkehrsdienste richten. 

Hier ist es aus unserer Sicht ausreichend, wenn für solche öffentlichen Dienstleistungsaufträge bzw. 
Allgemeinen Vorschriften, die sich auf einheitliche bzw. aufeinander bezogene öffentliche 
Personenverkehrsdienste beziehen, auch eine einheitliche Überkompensationskontrolle über alle 

betroffenen Regelwerke stattfindet, insbesondere wenn ein Betreiber tätig ist, bei dem der „angemessene 
Gewinn“ wegen des Zusammenhangs der betroffenen Verkehrsdienste einheitlich festgelegt ist.  

 

Notmaßnahmen nach Art. 5 Abs. 5  

In der Vorschrift wird zusätzlich zur Direktvergabe auch die Auflage genannt. Hier regen wir an, dass eine 
Klarstellung zum Begriff der Auflage in Art. 5 Abs. 5 Satz 2 VO 1370/2007 aufgenommen wird.  

Klarzustellen ist aus unserer Sicht, dass bei einer Auflage nicht zu prüfen ist, ob das Rechtsverhältnis 
zwischen der zuständigen Behörde und dem Betreiber, dem ein Verkehr als Notmaßnahme auferlegt wird, 

die vergaberechtlichen / wirtschaftlichen Voraussetzungen einer Dienstleistungskonzession erfüllt.  

Art. 5 Abs. 1 VO 1370/2007 enthält für Bus und Tram allgemein die Aufspaltung in vergaberechtliche 
Aufträge einerseits, für die das allgemeine Vergaberecht (Richtlinie 2014/24/EU) gilt, und 
Dienstleistungskonzessionen andererseits, für die z. B. Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 gilt. Bei 
Dienstleistungskonzessionen muss der Betreiber ein aus vergaberechtlicher Sicht hinreichendes Risiko 

tragen: „Der Teil des auf den Konzessionsnehmer übergegangenen Risikos umfasst es, den 
Unwägbarkeiten des Marktes tatsächlich ausgesetzt zu sein, so dass potenzielle geschätzte Verluste des 
Konzessionsnehmers nicht rein nominell oder vernachlässigbar sind“. (Auszug Art. 5 Nr. 1 Richtlinie 
2014/23/EU)  

Bei einer Notmaßnahme, die der Staat einem Unternehmen auferlegt und damit einen staatlichen Eingriff 
darstellt, kann nicht zusätzlich das Risiko, ob z. B. ausreichend Fahrausweise verkauft werden, auf das 
Unternehmen übergewälzt werden. Wenn Art 5 Abs. 5 VO 1370/2007 nur anwendbar wäre, wenn auch bei 
einer Auflage das wirtschaftliche Risiko den Umfang einer Dienstleistungskonzession erreicht, dann 
müsste das Instrument der Auflage in der Praxis bedeutungslos bleiben.  

Daher bitten wir um Klarstellung, dass die Notmaßnahme als restriktive Form des Zustandekommens 

eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags auch dann möglich ist, wenn die Voraussetzungen der 
vergaberechtlichen Dienstleistungskonzession nicht erfüllt sind.  

 

Weitere Anmerkungen in der Reihenfolge der Leitlinien  

2.3.1. i)  

In 2.3.1. i) heißt es am Ende: „Die Kommission ist auch der Auffassung, dass der geografische 
Anwendungsbereich solcher unter der Verantwortung einer zuständigen örtlichen Behörde oder einer 
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Gruppe solcher Behörden erbrachten Dienste so festgelegt werden muss, dass diese örtlichen Dienste in 
der Regel den Bedarf eines Ballungsgebiets und/oder eines Landkreises decken.“  

Hierzu legt Art. 5 Abs. 2 Unterabsatz 2 Satz 2 VO 1370/2007 inzwischen fest: „Der in Unterabsatz 1 
genannte öffentliche Personenverkehrsdienst oder öffentliche Dienstleistungsauftrag darf nur den 
Verkehrsbedarf städtischer Ballungsräume und ländlicher Gebiete oder beides decken.“ Dies ist gegenüber 
der Formulierung in den Leitlinien deutlich erweitert. Der Satz in den Leitlinien sollte daher entfallen.  

 

2.3.1. iv)  

In 2.3.1. iv) wird das Wettbewerbsverbot für interne Betreiber konkretisiert. Dies ist nicht zu beanstanden. 
Es wird allerdings eine Besonderheit nicht berücksichtigt: der so genannte Schienenersatzverkehr. In 

Fällen von Betriebsstörungen durch Unfälle oder Naturkatastrophen sowie im Falle von Baumaßnahmen 
ist es häufig erforderlich, dass als Ersatz für eine Eisenbahn- oder Straßenbahnverbindung ein 
Busverkehr eingerichtet wird, teilweise sehr kurzfristig. Hier sollte klargestellt werden, dass der interne 
Betreiber Schienenersatzverkehr außerhalb seines Gebietes erbringen darf. Eine Beauftragung durch 
benachbarte zuständige Behörden oder andere Verkehrsunternehmen beeinträchtigt nicht den 
Binnenmarkt, sondern dient der wirtschaftlichen Gestaltung von Ausnahmesituationen.  
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